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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. Juli 1966 

II/ 1 — 68070 — 5680/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Handelspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats zur Verlängerung der Geltungs- 
dauer der Verordnung Nr. 3/63/EWG vom 24. Januar 
1963 betreffend die Handelsbeziehungen zu den Staats- 
handelsländern in bezug auf bestimmte landwirtschaftliche 
Erzeugnisse. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 30. Juni 1966 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Da die Gültigkeitsdauer der bisherigen Verordnung am 31. De- 
zember 1966 abläuft, ist mit der Verabschiedung des Verord- 
nungsvorschlages durch den Rat bis Jahresende zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
zur Verlängerung der Geltungsdauer 
der Verordnung Nr. 3/63/EWG vom 24. Januar 1963 des Rats 
betreffend die Handelsbeziehungen zu den Staatshandels- 
ländern in bezug auf bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 über die 

schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Getreide ^), insbesondere auf Arti- 
kel 21, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 20 über die 

schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Schweinefleisch 2), insbesondere auf 
Artikel 18, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 21 über die 

schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Eier^), insbesondere auf Artikel 15, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 22 über die 

schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Geflügelfleisch'^), insbesondere auf 
Artikel 15, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 13/64/EWG vom 
5. Februar 1964 über die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Milch 
und Milcherzeugnisse ^), insbesondere auf Artikel 12, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 14/64/EWG vom 
5. Februar 1964 über die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Rind- 
fleisch ®), insbesondere auf Artikel 12, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 16/64/EWG vom 
5. Februar 1964 über die schrittweise Errichtung 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, Seite 933/62 
2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, Seite 945/62 
®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, Seite 953/62 
'*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, Seite 959/62 
^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, Seite 549/64 
®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, Seite 562/64 


einer gemeinsamen Marktorganisation für Reis^), 
insbesondere auf Artikel 12, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Verordnung Nr. 3/63/EWG ®) ist für be- 
stimmte Erzeugnisse, die unter die mit den Verord- 
nungen Nr. 19, 20, 21 und 22 geschaffenen Markt- 
organisationen fallen, eine vorläufige Handelsrege- 
lung gegenüber den Staatshandelsländern eingeführt 
worden. Die Geltungsdauer dieser Regelung war bis 
zum 31. Dezember 1965 verlängert und ihr Anwen- 
dungsbereich mit der Verordnung Nr. 107/64/EWG ^) 
auf die Erzeugnisse ausgedehnt worden, die unter 
die mit den Verordnungen Nr. 13/64/EWG, Nr. 14/64/ 
EWG und Nr. 16/64/EWG eingeführten Marktorga- 
nisationen fallen. Durch die Verordnung Nr. 173/65/ 
EWG ^^) ist die Geltungsdauer dieser Regelung er- 
neut bis zum 31. Dezember 1966 verlängert worden. 

Diese Regelung gilt nur bis zum 31. Dezember 
1966. Die Gründe, die zum Erlaß der Verordnungen 
Nr. 3/63/EWG, 107/64/EWG und 173/65/EWG ge- 
führt haben, liegen auch weiterhin vor. Bis zum 
Abschluß der Arbeiten zur Einführung einer end- 
gültigen Einfuhrregelung für alle Erzeugnisse ge- 
genüber den Staatshandelsländern ist die mit den 
vorgenannten Verordnungen eingeführte vorläufige 
Regelung bis zum 30. Juni 1967 aufrechtzuerhal- 
ten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Geltungsdauer der Verordnung Nr. 3/63/EWG, 
die durch die Verordnung Nr. 107/64/EWG geändert 
und deren Geltungsdauer durch die Verordnungen 
Nr. 107/64/EWG und 173/65/EWG verlängert wur- 
den, werden bis zum 30. Juni 1967 verlängert. 


J) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, Seite 574/64 
®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 14 
vom 29. Februar 1963, Seite 153/63 
®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 127 
vom 7. August 1964, Seite 2137/64 
^®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 223 
vom 29. Dezember 1964, Seite 3270/65 
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Artikel 2 

Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung Nr. 3/63/EWG 
wird durch folgende Bestimmung ersetzt: 

„3. Auf Vorschlag der Kommission entscheidet der 
der Rat spätestens am 31. März 1967, welche Rege- 
lung ab 1. Juli 1967 auf die Erzeugnisse, die unter 
die in Artikel 1 genannten Verordnungen fallen, ge- 
genüber den Staatshandelsländern anzuwenden ist. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 


Der Präsident 



